
2. Zwischenergebnis

Der Anspruch auf Zahlung der Vergütung für die Herstellung der Hundedecke ist mithin
nicht erloschen.

III. Anspruch durchsetzbar

Die Einrede des § 320 BGB wurde durch E nicht geltend gemacht. Aufgrund der Weigerung
zur Zahlung der Vergütung können sich diese aber ohnehin nicht darauf berufen. Der
Anspruch ist daher auch durchsetzbar.

B. ERGEBNIS

T kann von E die Zahlung des Kaufpreises iHv 100 EUR aus §§ 650 I 1, 433 II BGB
verlangen.
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Fußballfan A lebt in Hannover. Häufig geht A ins Stadion, um bei den Spielen seines
Lieblingsteams Hannover 96 (H) live dabei zu sein. Auch für das Heimspiel von Hannover 96
gegen den Erzrivalen Eintracht Braunschweig kauft sich A ein Ticket am Kassenhaus. An
dem Verkaufstresen ist die Stadionordnung unter dem Hinweis ihrer Geltung für die Ticket-
verträge gut sichtbar angebracht. Unter anderem untersagt die Stadionordnung den Zuschau-
ern im Stadion das Werfen von Gegenständen sowie das Abbrennen oder Abschießen von
Feuerwerkskörpern und anderen pyrotechnischen Gegenständen.

Das spannende Spiel gegen Eintracht Braunschweig verfolgt A von seinem Platz im Ober-
rang. Um die Stimmung des Spiels anzuheizen, zündet A einen Knallkörper, den er ins
Stadion geschmuggelt hatte und den er ohne die erforderliche Erlaubnis besitzt. Er wirft ihn
von seinem Platz aus in den Unterrang, wo er inmitten einer Zuschauermenge detoniert.
Hierbei werden fünf Fans verletzt.

Der Vorfall entgeht auch dem DFB nicht. Das Sportgericht des Deutschen Fußball Bundes
(DFB-Sportgericht) verhängt deshalb gegen H eine Strafe von 30.000 EUR. Nach der DFB-
Satzung und der Rechts- und Verfahrensordnung des DFB (RuVO DFB), die für die Ver-
hängung von Strafen durch das DFB-Sportgericht maßgeblich sind, können bei Zwischenfäl-
len jeglicher Art, die sich vor, während oder nach den Spielen ereignen, Geldstrafen von bis
zu 250.000 EUR gegen die Vereine verhängt werden, ohne dass ein Verschulden der Vereine
erforderlich ist. Dabei haften die Vereine gemäß der RuVO DFB auch für das Verhalten der
Fans. Die Höhe der gegen H verhängten Geldstrafe begründet das DFB-Sportgericht damit,
dass in der Vergangenheit wegen ähnlicher Vorfälle bereits Strafen gegen H verhängt worden
sind. Ohne die vorangegangenen Verurteilungen, wäre die Strafe gegen H geringer ausgefal-
len. H akzeptiert die Strafe und bezahlt sie. Dabei geht H davon aus, dass die Einlegung von
Rechtsmitteln bei den Verbandsgerichten wenig erfolgversprechend ist, da auch andere Ver-
eine in ähnlich gelagerten Fällen zu Strafen in gleicher Höhe verurteilt worden sind. Auch ein
Vorgehen vor den ordentlichen Gerichten gegen die verschuldensunabhängige Haftung für
das Verhalten der Fans hält H nicht für erfolgversprechend.

A staunt nicht schlecht, als er einige Wochen später von H die Aufforderung erhält, H die
30.000 EUR zu erstatten, da schließlich das Verhalten des A für die Strafe ursächlich gewesen
sei. A ist empört. In der Sportschau und in anderen Medien wurde in letzter Zeit zwar
häufiger darüber berichtet, dass die Bundesliga-Clubs durch das DFB-Sportgericht aufgrund
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von Fanausschreitungen zu Strafen verurteilt worden sind. A ist jedoch der Ansicht, er müsse
nicht für die DFB-Strafe aufkommen. Auch hätte H Rechtsmittel einlegen müssen, um die
Strafe abzuwenden. Schließlich hätten ihn auch die Stadionordner am Zünden des Knall-
körpers hindern müssen, was diese versäumt hätten.

Frage: Hat H gegen A einen Anspruch auf Zahlung von 30.000 EUR?

§ 40 Sprengstoffgesetz

(1) Wer ohne die erforderliche Erlaubnis

…

3. … explosionsgefährliche Stoffe erwirbt oder mit diesen Stoffen umgeht, wird mit Freiheitsstrafe oder
mit Geldstrafe bestraft.

& LÖSUNG

A. ANSPRUCH AUS VERTRAGLICHER HAFTUNGSVEREINBARUNG

H könnte gegen A einen Anspruch aus einer vertraglichen Haftungsvereinbarung für „Zwi-
schenfälle jeglicher Art“ haben. Die RuVO DFB sieht eine solche Haftung der Vereine für
von Zuschauern verursachte Zwischenfälle jeglicher Art vor. Die Detonation und die daraus
folgenden Verletzungen begründen einen „Zwischenfall“ im Sinne dieser Vorschriften. Al-
lerdings gilt die vertragliche Haftung der RuVO DFB grundsätzlich nur im Verhältnis
zwischen den Vereinen und dem DFB.

In der höchstrichterlichen „eBay-Rechtsprechung“ ist jedoch anerkannt, dass Allgemeine
Geschäftsbedingungen aus Drittverhältnissen durch eine Auslegung der auf den Vertrags-
schluss gerichteten Willenserklärungen mittelbar Eingang in ein Vertragsverhältnis finden
können (BGH BeckRS 2012, 9229; 2014, 1947; 2014, 22648; 2015, 1523). Mithin könnten die
auf Abschluss der Zuschauerverträge gerichteten Willenserklärungen der H nach §§ 133, 157
BGB dahingehend auszulegen sein, eine Haftungsvereinbarung mit den Zuschauern schließen
zu wollen.

Dagegen spricht jedoch, dass in den sog. eBay-Fällen die zwischen dem Auktionshaus und
seinen Nutzern vereinbarten AGB deshalb Eingang in das Marktverhältnis zwischen den
Nutzern finden können, weil die Nutzer die AGB regelmäßig bereits gegenüber dem Aukti-
onshaus akzeptiert haben, wodurch eine „Verkehrssitte“ iSv § 157 BGB begründet wird.
Hingegen besteht zwischen dem DFB und den Zuschauern keinerlei Vertragsbeziehung. Die
Vertragsbeziehung zwischen den Vereinen und dem DFB kann deshalb auch nicht mittelbar
in das Verhältnis zwischen den Vereinen und den Zuschauern hineinwirken.

H hat mit A eine Haftung für Zwischenfälle jeglicher Art nicht vereinbart.

B. ANSPRUCH H GEGEN A AUS §§ 280 I, 311 I, 241 II BGB

H könnte gegen A einen Anspruch auf Zahlung von Schadensersatz iHv 30.000 EUR aus
§§ 280 I, 311 I, 241 II BGB haben.

I. Schuldverhältnis

Zwischen A und H liegt ein Schuldverhältnis in Form eines Zuschauervertrages vor. Hierbei
handelt es sich um einen typengemischten Vertrag. Der Veranstalter schuldet den Erfolg, eine
Veranstaltung durchzuführen und dem Zuschauer für deren Dauer einen Zuschauerplatz zu
verschaffen. Mithin lässt sich der Zuschauervertrag als Werkvertrag mit mietvertraglichem
Einschlag qualifizieren (Schulze JURA 2011, 481 (487)).

II. Pflichtverletzung

A müsste eine Pflicht aus dem Zuschauervertrag verletzt haben. In Betracht kommen eine
Verletzung der Stadionordnung und eine Verletzung einer Rücksichtnahmepflicht aus
§ 241 II BGB.

1. Verletzung der Stadionordnung

A könnte die sich aus der Stadionordnung ergebenden Verbote, Gegenstände zu werfen und
Pyrotechnik abzubrennen, verletzt haben. Dann müsste die Stadionordnung Vertragsbestand-
teil geworden sein.

RuVO DFB gilt nicht zwischen
Verein und Zuschauern

Verstoß gegen die
Stadionordnung als
Pflichtverletzung
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